
D er Online-Be-
zahlanbieter 
Paypal ver-

sucht, die deut-
schen Städte und 
Gemeinden als 
Kunden zu gewin-
nen. Und hat Er-
folg. Ausgerechnet 
bei den Kommu-
nen – die doch Trä-
ger, also sozusagen 
Eigner, der Spar-
kassen sind. Ein 
Albtraum für jeden 
Sparkassen-Direk-
tor, dass Paypal 
sich ausgerechnet 

im heimischen Terrain breitmacht und wo-
möglich in Zukunft noch Kredite an die 
Städte vergibt.

Die Amerikaner waren schnell. Sie haben 
früh das Geschäftspotenzial erkannt, das 
entsteht, wenn deutsche Kommunen, aber 
auch Bundesländer ihre Verwaltung und so-
mit Leistungen für die Bürger digitalisieren. 
Denn mit Leistungen sind meist auch Zah-
lungen verbunden. 

Es ist genau dieses Tempo, bei dem deut-
sche Geldhäuser – Sparkassen, Genossen-
schaftsbanken und private Banken – meist 
nicht mithalten. Dafür ist das Ringen um 
die Kommunen als Kunden nur ein Beispiel. 
Geldtransfers von Smartphone zu 
Smartphone, Überweisungen per Smart -
phone und ohne lästige Iban-Eingabe – in 
anderen Ländern ist das bereits üblich.

Den Sparkassen fällt die Digitalisierung 
ihres Geschäfts schon wegen ihrer Struktur 
schwer. Das liegt an dem dezentralen Auf-
bau: 416 Institute, zwölf Regionalverbände, 
ein Dachverband. Viel Abstimmung ist nö-
tig, rasche Beschlüsse sind schwierig. Und 
noch komplizierter wird es, wenn private 
und genossenschaftliche Banken sowie 
Sparkassen sich koordinieren. 

Doch so gut wichtige Entscheidungen 
überlegt sein wollen, zu langes Zögern scha-
det. Die heimischen Kreditinstitute müssen 
rascher reagieren. Von Paypal lernen heißt 
vor allem: Fahrt aufnehmen. Es heißt auch, 
genau auf Marktveränderungen und auf die 
Online-Wettbewerber zu achten. Das gilt 
umso mehr, weil die Tochter des Online-
händlers Ebay, aber auch andere neue Kon-
kurrenten aus dem Internet wohl noch häu-
figer bei Geschäften auftauchen, wo man sie 
nicht vermutet. Oder wer hätte gedacht, 
dass Paypal beizeiten mit deutschen Kom-
munen Kontakt aufnimmt? 

Dass Paypal erste Kommunen als Kunden 
gewonnen hat, ist ein Signal. Es zeigt, dass 
Städte und Gemeinden per se keine Berüh-
rungsängste gegenüber dem US-Unterneh-
men haben und dessen Dienstleistungen 
schätzen. Für Privatleute, die in großen 
Scharen längst über Paypal Überweisungen 
tätigen, trifft das ebenso zu. 

Während es an Paypal-Alternativen im In-
ternethandel hapert, verfügen die Sparkas-
sen über ein integriertes Bezahlsystem, das 
auf kommunaler Ebene funktioniert. Die 
Sparkassen wollen dieses Geschäft nicht ver-
lieren. Ob sie nun den Großteil der Städte 
und Gemeinden für ihr Angebot begeistern 
können, wird ein Gradmesser dafür sein, 
wie die Marke Sparkasse im digitalen Bank-
geschäft überzeugt. Die Institute wollen 
auch mit dem Thema Datensicherheit punk-
ten. Ob die Kunden das goutieren, wird sich 
wohl noch dieses Jahr zeigen.

Von Paypal 
lernen

KREDITWIRTSCHAFT 

I
n Deutschlands Wirtschaft, glaubt man 
der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi, 
geht ein Schreckgespenst um: der „Ta-
rifvertrag Speditionen und Logistik“. 
Nicht nur Beschäftigte des Onlinever-
senders Amazon wehren sich seit Mona-
ten mit Arbeitsniederlegungen dage-

gen, als Lager- und Transportarbeiter behan-
delt zu werden. Die Furcht davor, in diese 
Lohnstaffel zu geraten, die je nach Bundesland 
bei 11,91 Euro beginnt und bei 17,74 Euro endet, 
ergriff am Wochenende auch Mitarbeiter des 
angeschlagenen Warenhauskonzerns Karstadt.

 1 100 Beschäftigte will angeblich der neue Ei-
gentümer René Benko nur noch fürs Regalein-
räumen bezahlen – und 
nicht mehr fürs Verkaufen. 
Am Monatsende wären das 
für jeden der Beschäftigten 
300 Euro weniger.

 Karstadt selbst demen-
tiert, künftig Mitarbeiter 
nach Tarifen der Logistik-
branche bezahlen zu wol-
len. Eine Entwarnung ist 
das nicht. Denn auch inner-
halb vieler Einzelhandels -
tarifverträge gibt es Nied-
riglohngruppen für „Wa-
renauffüller“, in denen 
sich dann auch Karstadt-
Mitarbeiter wiederfinden 
könnten.

Ein Vorbild gibt es bereits. Seit wenigen Ta-
gen nutzt die Deutsche Post den „Tarifvertrag 
Speditionen und Logistik“, um Lohnkosten zu 
drücken. In diesen Tarif sollen mindestens 
10 000 Paketboten wechseln, die bislang ledig-
lich einen befristeten Arbeitsvertrag bei der 
Post haben. Die meisten Zusteller werden dann 
auf rund 20 Prozent ihres Lohnes verzichten, 
der ihnen bislang durch den höher bezahlten 
Haustarifvertrag zusteht. Schließlich erkaufen 
sie sich Sicherheit durch einen festen Job. 

Besitzt Deutschlands Wirtschaft etwa eine 
neue Wunderwaffe, um jenseits von Tarifver-
handlungen das Lohnniveau zu drücken? Die 
Gewerkschaft vermutet eher Lohndumping 
durch die Hintertür.

So ähnlich die Vorgänge bei Amazon, Kar-
stadt und Deutscher Post erscheinen, so un-
terschiedlich sind sie in Wahrheit zu bewer-
ten. Geht es Verdi bei Amazon darum, Lager-
arbeiter entlohnen zu lassen wie „Kaufleute 
im Einzelhandel“, will Karstadt das genaue 
Gegenteil: Wer Regale einräumt, ohne jemals 
ein Verkaufsgespräch zu führen, soll nicht 
mehr nach dem üblichen Einzelhandelstarif 
bezahlt werden.

Bislang verhinderte der starke Betriebsrat bei 
Karstadt diesen Schritt, obwohl er schon vor 
Jahren geplant war. Wettbewerber wie Peek & 
Cloppenburg oder Kik unterscheiden längst 
zwischen Verkäufern und Regaleinräumern 

und senken damit ihre Lohnkosten. Den Luxus 
vergangener Zeiten kann sich das existenz -
bedrohte Warenhaus längst nicht mehr leisten.

Und die Deutsche Post? Bei ihr stellen sich 
im Zusammenhang mit dem Tarifwechsel ganz 
andere Fragen. Wie eigentlich kommt es, dass 
der gelbe Riese 15 000 Arbeitsplätze befristet 
vergibt – in Spitzenzeiten zu Weihnachten sogar 
24 000? Und das bei insgesamt nur 86 000 
Brief- und Paketboten?

Rechnet der Vorstand tatsächlich damit, dass 
seine Geschäftssparte, die – ganz im Gegensatz 
zu Karstadt – seit 2009 Umsatzzuwächse ver-
zeichnet und ordentliche Renditen abwirft, 
plötzlich so viele überflüssige Zusteller ernäh-

ren müsste? Oder hat er 
die Jobsicherheit verrin-
gert, um den befristet Be-
schäftigten einen Wechsel 
in niedriger bezahlte Fes-
tanstellungen schmackhaft 
zu machen – und sich dem 
Niedriglohn der Wettbe-
werber zu nähern?

Selbst im Bundesver-
gleich macht die Post kei-
ne gute Figur. Liegt in 
Deutschland die Quote der 
befristeten Arbeitsverträge 
bei 7,5 Prozent, ist sie 
beim Bonner Brief- und 
Paketzusteller fast viermal 
so hoch. Mehrere Arbeits-

marktreformen seit 1996 machten das möglich. 
Selbst ohne Sachgrund dürfen Jobs seither auf 
bis zu zwei Jahre befristet werden. Macht ein 
Arbeitgeber einen Sachgrund geltend, etwa ei-
ne Schwangerschaftsvertretung, gibt es theore-
tisch unendlich viele Möglichkeiten einer Ver-
längerung.

Eine Postbotin in Wittenberg stellte neulich 
einen traurigen Rekord auf: 88-mal hintereinan-
der erhielt sie seit 1997 einen befristeten Ar-
beitsvertrag – um dann nach einer Erkrankung 
aus dem Unternehmen geworfen zu werden.

So etwas sei „würde- und ehrlos“, geißelte 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel die 
hohe Zahl der Arbeitsplatz-Befristungen in der 
deutschen Wirtschaft. In den Koalitionsverhand-
lungen 2013 forderte er sogar die „Abschaffung 
der sachgrundlosen Befristung von Arbeitsver-
trägen“ – und er scheiterte nur, weil die Union 
nicht mitzog.

Dass ausgerechnet die Post so viele befristete 
Jobs ausweist, müsste dem Wirtschaftsminister 
eigentlich peinlich sein. Denn bei dem Bonner 
Dax-Konzern ist der Bund mit 21,4 Prozent der 
mächtigste Anteilseigner. Und der Staat ist als 
größter Dividendenempfänger direkt Profiteur 
einer kostensenkenden Personalpolitik.

 Logistiktarif als 
Kostenkiller?

LEITARTIKEL

V oith wird 
bald 150 Jah-
re alt, genau-

er gesagt im Jahr 
2017. So sagt man 
Familienkonzernen 
gerne nach, dass 
sie fest in der Regi-
on verwurzelt sind 
und mit ruhiger 
Hand gesteuert 
werden. Was meist 
ein Segen ist, kann 
auch zum Fluch 
werden.

 Die mächtigen 
Papiermaschinen 
von Voith, Giganten 
der Industrialisie-
rung, haben den 
Konzern groß ge-

macht, jetzt gefährden sie ihn. Der Trend 
weg von den gedruckten Medien ins Inter-
net vollzieht sich seit Jahren. Es hat lang ge-
dauert, bis Voith endlich reagierte. 

Aber die erste Reaktion mit massivem 
Personalabbau hat nicht gereicht. Umso hef-
tiger jetzt die „Nachbesserung“: 1 600 Stel-
len, die Mehrzahl davon im Inland. Das ist 
für ein Familienunternehmen ein brutaler 
Einschnitt. Das große Werk in Ravensburg 
wird dichtgemacht. Da dürfte viel Vertrauen 
in das Familiäre im Konzern zerstört wer-
den. Voith-Chef Hubert Lienhard tritt die 
Flucht nach vorn an. Er weiß genau, jetzt 
muss er schnell handeln und zeigen, dass es 
vorwärtsgeht. Er schneidet das Geschäft mit 
den Großmaschinen raus. 

Ein unumgänglicher Schritt. Gleichzeitig 
setzt Lienhard auf Wasserturbinen, Turbomo-
toren und kleinere Maschinen vor allem für 
Verpackungen und Hygienepapiere. In allen 
drei Bereichen ist Voith technologisch füh-
rend. Dass der Familienkonzern auch die In-
dustriedienstleistungen und damit ein Fünftel 
des Umsatzes abstößt, ist ein mutiges Signal.

Ob Lienhards Rechnung aufgeht, ist frag-
lich. Die Entscheidungen mögen richtig 
sein. Aber die Trennung von den Großma-
schinen kommt zu spät, und der Verkauf 
der Dienstleistungen wirkt überstürzt. Un-
ter dem Druck lässt sich kaum ein vernünfti-
ger Preis erzielen. So gut es klingt, Voith fit 
für die vernetzte Industrie zu machen, so 
halbherzig scheint der Griff nach Kuka. Mit 
25 Prozent hat Voith nicht mehr als einen 
Fuß in der Tür des Roboterherstellers. 

Voith selbst hat beim Thema Vernetzung 
bislang sehr wenig zu bieten. Immerhin ist 
der Konzern finanzstark. Voith macht den 
Umbau also aus einer Position der Stärke – 
noch.

 Lienhard sagte gestern: „Voith bestimmte 
die erste industrielle Revolution mit und 
will das auch bei Industrie 4.0. tun.“ Der 
Wunsch ist da eher Vater des Gedankens. 

Heidenheim 
in Not 

VOITH

Misstrauensvotum 

Z
wei Fragen beschäftigen viele Manager 
in diesen Wochen besonders: Wie hoch 
fällt der Bonus für das abgelaufene Jahr 
aus? Und was sind die Grundlagen für 
den Bonus 2015?

Dabei spricht es sich doch herum, dass Boni 
ein zweifelhaftes Vergnügen sind. Warum? Zu-
nächst zum grundlegenden Wirkungsmechanis-
mus der Bonusspielarten. „Treibe die Verkaufs-
zahlen bis zum Jahresende nach oben, dann wirst 
du einen fetten Bonus erhalten!“ Was die Kunden 
brauchen, ist völlig nebensächlich. Oder: „Schlie-
ße noch in diesem Monat 20 Neuverträge ab, 
dann erhältst du eine schöne Sonderzahlung!“ 
Warum dieser Vertriebler die Neuverträge bisher 
noch nicht abgeschlossen hat, bleibt unreflek-
tiert. Und so weiter. 

Es ist ein Leichtes, das hinter den Bonusritua-
len liegende Denkmuster zu entlarven. Wenn du 
etwas nach meinem Gusto getan hast, dann – 
aber auch erst dann – bekommst du etwas dafür. 
Wir trauen unseren Führungskräften also nicht 
zu, dass sie von sich aus, mit einer von innen 
kommenden Motivation, ihr Bestes geben im Sin-
ne des Unternehmens? Eine Bankrotterklärung. 
Misstrauen kann deutlicher nicht zum Ausdruck 
kommen. Es ist kein Wunder, dass das gängige 
Sonntagsgerede über „Vertrauenskultur“ immer 
häufiger mit Gleichgültigkeit oder Zynismus quit-
tiert wird. Gerade Leistungsträger empfinden die 
Bonusorgien als Zumutung, denn natürlich brau-
chen sie kein externes Aufputschmittel, um sich 
nach besten Kräften einzusetzen.

Die Liste weiterer Fehlwirkungen ist lang. Da 
sind beispielsweise diejenigen, die zwar ihren in-
dividuellen Bonus optimiert, aber damit gerade 
nicht im Interesse des Unternehmens gehandelt 

haben. So wird der schnelle, einfache Abschluss 
der längerfristigen Anbahnung eines Geschäftes 
vorgezogen, auch wenn Letzteres mittelfristig von 
großer Bedeutung für das Unternehmen ist. Lang-
fristige Kundenbeziehungen, die auch in Krisen-
zeiten stabil bleiben, werden so unterwandert. 
Das routinemäßige Standardgeschäft füllt den ei-
genen Bonustopf leichter als das neue, andersarti-
ge Vorhaben – gleichzeitig wundert sich die Ge-
schäftsleitung, dass Innovationen ausbleiben. 
Schließlich werden Aktivitäten, die nicht direkt 
auf den eigenen Bonus einzahlen, vernachlässigt 
oder ganz eingestampft. Die Verwendung des 
Wortes „bonusrelevant“ sollte abmahnungsfähig 
sein! Die Organisation sägt an dem Ast, auf dem 
sie sitzt – vom Graubereich kreativer Rechnung-
stellung ganz zu schweigen.

Streichen Sie Boni. Bezahlen Sie stattdessen Ih-
re Leute gut und fair, ohne sie mit materiellen 
Wohltaten zu überhäufen, und dann lassen Sie sie 
arbeiten. Weniger radikal: Verändern Sie die 
Grundlagen der Bonuszuteilung, und belohnen 
Sie diejenigen, die sich für die übergreifende Zu-
sammenarbeit einsetzen, deren Mitarbeiter Kar-
riere machen, die eine deutliche Senkung der 
grassierenden Transaktionskosten bewirken, die 
neue Ideen einbringen und insgesamt zur Zu-
kunftssicherung des Unternehmens beitragen. 

Das ist schwer messbar? Natürlich. Es erfordert 
nur eine Zutat: eine Führung, die sich Zeit 
nimmt, wach ist, die ihre Leute kennt und deren 
Leistung nach diesen Kategorien mit gesundem 
Urteilsvermögen einzuschätzen weiß.

GASTKOMMENTAR

„Hierfür übernehme ich  

die Verantwortung.“
Gernot Koch

Ex-Teldafax-Chef, vor Gericht über den Zusammenbruch  
des Billigstrom-Anbieters

„Wir haben die Absicht, die allermeisten, wenn  

nicht alle Ersparnisse aus dem niedrigen Ölpreis  

an unsere Kunden weiterzugeben.“
Michael O’Leary

 Vorstandschef Ryanair, über sinkende Kerosinpreise

„Die Sparer sind die Dummen,  

und einer der Gewinner ist der Fiskus.“
Peter Schneider

 Präsident Sparkassenverband Baden-Württemberg, über niedrige Zinsen 
und die Forderung nach einer staatlichen Sparprämie

Der Online-

dienst überrennt 

die Sparkassen, 

bilanziert  

 Elisabeth Atzler.

Karstadt und  

die Post wollen 

Lohnkosten sen-

ken. Jeder auf 

seine Weise, ent-

deckt Christoph 

Schlautmann.

Für Torsten  

Schumacher 

sind Boni ein 

zweifelhaftes 

Vergnügen. 

Konzernchef  

Hubert Lienhard 

hat mit dem  

Umbau zu lange 

gewartet,  

moniert Martin  

Buchenau.
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Wie eigentlich kommt 
es, dass die Post 
15 000 Arbeitsplätze 
befristet vergibt? Und 
das bei insgesamt  
nur 86 000 Brief- und 
Paketboten?
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